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Zuständigkeit des Gerichts nach Art. 315a ZGB

Sachverhalt
Eltern, Kind V, geb. 11.2000 und Kind C, geb. 07.2004. Noch bevor die Eltern beim Gericht die Scheidung einreichten, hatte die VB für beide Kinder eine Erziehungsbeistandschaft nach Art. 308 ZGB errichtet. Das Scheidungsverfahren ist noch im Gange. In einem separaten Verfahren hat aber das Gericht am 13.04.2006 eine Klage gutgeheissen, wonach der Ehemann nicht der Vater des zweiten Kindes C, geb. 2004, ist. Nach wie vor leben beide Eltern in einer Art Streitgemeinschaft mit beiden Kindern zusammen. Der Beistand ist besorgt, für C Anerkennung und Unterhalt zu regeln (der Vater ist bekannt).  

Am 18.05.2006 richtet die wohnörtliche VB eine Gefährdungsmeldung an das Gericht und ersucht um Anordnung von Kindesschutzmassnahmen, da sie das Gericht nach Art. 315a ZGB dafür als zuständig erachtet. Mit Verfügung vom 19.05.06 (Eingang bei der VB am 26.05.) bestimmt der Gerichtspräsident daraufhin: 

· Für V wird für die Dauer des Ehescheidungsprozesses eine Prozessbeistandschaft i.s. v. Art. 146 ZGB angeordnet.

· VB wird mit der Ernennung der Person beauftragt.

· Die wohnörtliche VB bleibt weiterhin für das uneheliche Kind C in vormundschaftlichen Belangen umfassend zuständig.

Aus wichtigen Gründen entzieht die VB am 22.05.2006 den Eltern die Obhut über beide Kinder und platziert sie im Rahmen einer vorsorglichen Massnahme fremd. Die VB ersucht den Richter, definitive Massnahmen zu treffen. Der Richter erwartet nun vom Prozessbeistand einen Antrag und will erst dann entscheiden. 

Fragen: 

Ist es richtig – und vor allem sinnvoll – wenn die Zuständigkeiten auf zwei Instanzen aufgeteilt werden (Gericht und VB)? Immerhin leben die Eltern wie eh und je zusammen und möchten gemeinsam die Kinder wieder zu sich nehmen. 

Wie lange ist der Beschluss der VB über den Obhutsentzug zuständigkeitshalber (Art. 315 / 315a / 315a Abs. 2) gültig?

Kann derselbe Beistand grundsätzlich einerseits eine Beistandschaft nach Art. 308 führen und gleichzeitig eine nach 146 ZGB. Das persönliche Verhältnis zwischen Eltern und Beistand darf im vorliegenden Fall als gut bezeichnet werden. Kennen Sie Literatur über dieses Thema?

Erwägungen
1. Die Zuständigkeit des Scheidungsgerichts nach Art. 315a und 315b ZGB bezieht sich lediglich auf Kinderbelange in Zusammenhang mit der Auflösung der familiären Gemeinschaft (Art. 133 und 134 ZGB). Damit sind nur gemeinsame Kinder der scheidungswilligen Eltern betroffen, nicht aber Kinder, welche in einem Stiefkind-Verhältnis stehen.

2. Im vorliegenden Fall ist Kind C nicht gemeinsames Kind der Eheleute, sondern es steht nach seiner Ehelichkeitsaberkennung in einem Stiefkind-Verhältnis zu seinem ehemaligen Vater. Das Scheidungsverfahren kann damit keinen Einfluss auf sein Geschick nehmen. Alle Entscheide bezüglich des Kindes C liegen in der sachlichen Kompetenz der Vormundschaftsbehörde.


3. Wenn die Vormundschaftsbehörde einen Entscheid gestützt auf Art. 310 ZGB (Obhutsentziehung und Platzierung) fällt, ist dieser nie zeitlich befristet, aber im Grunde genommen immer provisorisch, d.h. er tritt nie in materielle Rechtskraft. Sobald nämlich die Verhältnisse es erlauben, ist der Entscheid aufzuheben. Diese Aufhebung kann nun (für eheliche Kinder) sowohl von den Vormundschaftsbehörden als auch vom Scheidungsgericht verfügt werden: Gemäss Art. 315a Abs. 2 ZGB kann das Gericht bestehende Kindesschutzmassnahmen anpassen. Ist das Ehescheidungsverfahren hängig, liegt die Anpassungskompetenz bezüglich V ausschliesslich beim Gericht, ansonsten bei der Vormundschaftsbehörde.

4. Wie Sie zutreffend festhalten, ist für Kindesschutzmassnahmen bezüglich des Kindes V das Gericht, und für Kindesschutzmassnahmen für das Kind C die Vormundschaftsbehörde zuständig, d.h. es ergibt sich aus den dargelegten Gründen eine parallele Zuständigkeit der beiden Behörden, was zu Schwierigkeiten führen kann, wenn die Kinder zusammen weg- oder wieder zurückplatziert werden sollen. Hier gibt es einen formal korrekten Weg, indem Gericht und VB ihre Massnahmen absprechen und zeitlich genau abstimmen, es dürfte aber aus prozessökonomischen Gründen auch einen „pragmatischen“ Weg geben, indem das Gericht die Platzierung des Kindes V ebenfalls der Vormundschaftsbehörde überlässt, und zwar auf einen aktenkundigen Behördenaustausch. Dagegen kann das Gericht bezüglich des Kindes C im Rahmen eines eherechtlichen Verfahrens zwischen den Eltern von V keine Kindesschutzmassnahmen treffen.  


5. Zur Person des Beistandes: Vom Gesetzeswortlaut her muss es sich um eine in fürsorgerischen und rechtlichen Fragen erfahrene Person handeln (Art. 147 ZGB). In der Lehre ist man sich einig, dass der Beistand nach Art. 146 ZGB weisungsungebunden und unabhängig die Interessen des Kindes vertreten können muss (Ruth Reusser, Die Stellung der Kinder im neuen Scheidungsrecht,, in: Hausheer Heinz [Herausg.], Vom alten zum neuen Scheidungsrecht, Bern 1999, S. 200 ff.  N. 4.92 ff.; Jonas Schweighauser, Die Vertretung der Kindesinteressen im Scheidungsverfahren – Anwalt des Kindes, 1998 S. 196 ff., 202 f., 287; Daniel Steck, Die Vertretung des Kindes (Art. 146 f. ZGB) – erste praktische Erfahrungen, ZVW 2001 S. 102 ff., 107; Daniel Bähler, Die Vertretung des Kindes im Scheidungsprozess, ZVW 2001 S. 187 ff., 194 f.; Peter Breitschmid, Basler Kommentar ZGB I, Art. 146/147 N8). Ob sich dessen Rolle mit einem Mandat nach Art. 308 ZGB (Erziehungsbeistandschaft) verträgt, wird nicht zum Vorneherein ausgeschlossen und muss im Einzelfall geprüft werden. Es ist nämlich – von betreuungstechnischen Gründen abgesehen - nicht sinnvoll, dass sich neben den Eltern mehrere Person mit der Wahrung des Kindeswohls beschäftigen (Reusser,N 4.93). Andererseits lässt sich die Interessenwahrung nur in dieser Doppelrolle sicherstellen, wenn sich daraus keine Interessenkollision ergibt. Das Argument, das Verhältnis zwischen Beistand und Eltern sei gut, genügt allein noch nicht, weil ja auch ein Freund der Eltern sich mit ihnen gut verstehen kann und dabei das Kindeswohl aus dem Blickfeld geraten kann. Daher muss aus der Sicht des Kindes diese Eignungsbeurteilung vorgenommen werden.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 12. Juni 2006
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